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Allgemeine Verkaufs- und Lieferbedingungen Aconity3D GmbH 

§ 1 Geltung 

(1) Alle Lieferungen, Leistungen und Angebote der Firma Aconity3D GmbH (im 
Folgenden „AN“ genannt) erfolgen ausschließlich aufgrund dieser Allgemeinen 
Verkaufs- und Lieferbedingungen. Unseren Bedingungen entgegenstehende oder 
von unseren Bedingungen abweichende Geschäftsbedingungen des 
Auftraggebers (im Folgenden „AG“ genannt) erkennen wir nicht an, es sei denn wir 
hätten ausdrücklich schriftlich zugestimmt. Individualvereinbarungen bleiben von 
der vorstehenden Regelung unberührt.  

(2) Diese Allgemeinen Verkaufs- und Lieferbedingungen gelten nur gegenüber einem 
Unternehmer, der bei Abschluss des Vertrages in Ausübung seiner gewerblichen 
oder selbstständigen beruflichen Tätigkeit handelt, sowie gegenüber einer 
juristischen Person des öffentlichen Rechts oder einem öffentlich-rechtlichen 

Sondervermögen. 

§ 2 Angebote, Vertragsschluss 

(1) Alle Angebote des AN sind freibleibend und unverbindlich, sofern sie nicht 
ausdrücklich als verbindlich gekennzeichnet sind oder eine bestimmte 
Annahmefrist enthalten. Nach Bestellung des AG kommt der Vertrag durch die 
schriftliche Auftragsbestätigung des AN und entsprechend deren Inhalt zustande. 

(2) Alle Angebote des AN werden unter dem Vorbehalt abgegeben, dass evtl. 
erforderliche außenwirtschafts-/exportrechtliche Genehmigungen von den 
zuständigen Behörden gegenüber dem AN erteilt werden. 

(3) Alle Vereinbarungen, die zwischen dem AN und dem AG zwecks Ausführung des 
Vertrages getroffen wurden, sind in dem Vertrag schriftlich niedergelegt. 

(4) Ergänzungen und Abänderungen der getroffenen Vereinbarungen einschließlich 
dieser Allgemeinen Lieferbedingungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Schriftform. Mit Ausnahme von Geschäftsführern oder Prokuristen sind die 
Mitarbeiter des AN nicht berechtigt, hiervon abweichende mündliche Abreden zu 

treffen.  

(5) Angaben des AN zum Gegenstand der Lieferung oder Leistung (z.B. Gewichte, 
Maße, Gebrauchswerte, Belastbarkeit, Toleranzen und technische Daten) sowie 
die Darstellungen desselben (z.B. Zeichnungen und Abbildungen) sind nur 
annähernd maßgeblich, soweit nicht die Verwendbarkeit zum vertraglich 
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vorgesehenen Zweck eine genaue Übereinstimmung voraussetzt. Handelsübliche 
Abweichungen und Abweichungen, die aufgrund rechtlicher Vorschriften erfolgen 
oder technische Verbesserungen darstellen, sowie die Ersetzung von Bauteilen 
durch gleichwertige Teile bleiben auch nach Vertragsschluss vorbehalten, soweit 

sie die Verwendbarkeit zum vertraglich vorgesehenen Zweck nicht beeinträchtigen. 

(6) Der AN behält sich das Eigentum und/oder Urheberrecht an allen von ihm 
abgegebenen Angeboten und Kostenvoranschlägen sowie dem AG zur Verfügung 
gestellten Zeichnungen, Abbildungen, Berechnungen, Prospekten, Katalogen, 
Modellen, Werkzeugen und anderen Unterlagen und Hilfsmitteln vor. Der AG darf 
diese Gegenstände ohne ausdrückliche Zustimmung des AN weder als solche noch 
inhaltlich Dritten zugänglich machen, sie bekannt geben, selbst oder durch Dritte 
nutzen oder vervielfältigen. Er hat auf Verlangen des ANs diese Gegenstände 
vollständig an diesen zurückzugeben und eventuell gefertigte Kopien zu vernichten, 
wenn sie von ihm im ordnungsgemäßen Geschäftsgang nicht mehr benötigt werden 
oder wenn Verhandlungen nicht zum Abschluss eines Vertrages führen. 

(7) Der Vertragsschluss erfolgt unter Vorbehalt vollständiger und rechtzeitiger 
Selbstbelieferung. Dieser Vorbehalt gilt nicht für kurzfristige Lieferstörungen sowie 
für Fälle, in denen eine Nichtbelieferung vom AN zu vertreten ist. Er greift mithin 
nur in den Fällen, in denen der AN trotz Abschluss eines kongruenten 
Deckungsgeschäftes die Ware unverschuldet nicht erhalten kann. Der AN wird den 
AG über die Nichtverfügbarkeit der Ware unverzüglich in Kenntnis setzen. Bereits 
geleistete Zahlungen des AG werden umgehend erstattet. 

§ 3 Preise, Zahlungsbedingungen 

(1) Die Preise gelten für den in der Auftragsbestätigung aufgeführten Leistungs- und 
Lieferungsumfang. Mehr- oder Sonderleistungen werden gesondert berechnet. Die 
Preise verstehen sich in EURO ab dem Werk des AN zuzüglich der gesetzlichen 
Mehrwertsteuer, Verpackung, Versand- und Frachtkosten sowie bei 
Exportlieferungen Zoll, Gebühren und anderer öffentlicher Abgaben. 

(2) Soweit den vereinbarten Preisen die Listenpreise des AN zugrunde liegen und die 
Lieferung erst mehr als vier Monate nach Vertragsschluss erfolgen soll, gelten die 
bei Lieferung gültigen Listenpreise des AN (jeweils abzüglich eines vereinbarten 

prozentualen oder festen Rabatts).  

(3) Rechnungsbeträge sind innerhalb von 8 Tagen ab Rechnungsdatum ohne jeden 
Abzug zu bezahlen, sofern nicht etwas anderes schriftlich vereinbart ist. 
Maßgebend für das Datum der Zahlung ist der Eingang beim AN. Gerät der AG mit 
der Zahlung in Verzug, beträgt der Verzugszinssatz 9 Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz. 
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(4) Aufrechnungsrechte stehen dem AG nur zu, wenn seine Gegenansprüche 
rechtskräftig festgestellt, unbestritten oder vom AN anerkannt sind. Hiervon 
ausgenommen sind Gegenforderungen des AG aus demselben Vertragsverhältnis. 
Ein Zurückbehaltungsrecht steht dem AG nur zu, soweit es auf demselben 

Vertragsverhältnis beruht. 

(5) Tritt nach Vertragsschluss eine wesentliche Verschlechterung in den 
Vermögensverhältnissen des AG ein, die die Ansprüche des AN auf die 
Gegenleistung gefährden, oder erfährt der AN von unzureichender Liquidität des 
AG, oder hat der AG bei Vertragsschluss falsche Angaben über seine 
Kreditwürdigkeit gemacht, ist der AN bei Bestehen einer Vorleistungspflicht 
berechtigt, seine Leistung so lange zu verweigern, bis die Gegenleistung bewirkt 
oder eine Sicherheit für sie geleistet ist. Ist der AG trotz Aufforderung mit 
angemessener Fristsetzung Zug-um-Zug gegen die Leistung weder zum Bewirken 
der Gegenleistung noch zur Leistung einer Sicherheitsleistung bereit, steht dem AN 
ein Recht zum Rücktritt vom Vertrag zu. Die Geltendmachung von 

Schadensersatzansprüchen bleibt in diesem Fall ausdrücklich vorbehalten. 

§ 4 Lieferung und Lieferzeit 

(1) Vom AN in Aussicht gestellte Fristen und Termine für Lieferungen und Leistungen 
gelten stets nur annähernd, es sei denn, dass ausdrücklich eine feste Frist oder ein 
fester Termin zugesagt oder vereinbart ist. Der Beginn der angegebenen Lieferzeit 
setzt die Abklärung aller (technischen) Fragen voraus. Falls Anzahlungen des AG 
vereinbart sind, beginnt die Lieferfrist erst mit Eingang der Anzahlung. Die 
Einhaltung der Lieferverpflichtung setzt weiter die rechtzeitige und 
ordnungsgemäße Erfüllung der Verpflichtungen des AG voraus. Die Einrede des 
nicht erfüllten Vertrags bleibt vorbehalten. Die Lieferfrist ist eingehalten, wenn bis 
zu ihrem Ablauf der Liefergegenstand das Werk verlassen hat bzw. die 
Versandbereitschaft mitgeteilt ist. 

(2) Der AG kann sechs Wochen nach Überschreiten eines unverbindlichen 
Liefertermins oder einer unverbindlichen Lieferfrist den AN auffordern zu liefern. Mit 
dem Zugang der Aufforderung kommt der AN in Verzug. Hat der AG einen 
Anspruch auf Ersatz des Verzugsschadens, beschränkt sich dieser bei leichter 
Fahrlässigkeit des AN auf höchstens 5 % des vereinbarten Kaufpreises. 

Will der AG darüber hinaus vom Vertrag zurücktreten und / oder Schadensersatz 
statt der Leistung verlangen, muss er dem AN nach Ablauf der betreffenden Frist 
gem. Abs. 2, S. 1 eine angemessene Frist zur Lieferung setzen. Ansprüche des AG 
auf Schadensersatz statt der Leistung sind bei leichter Fahrlässigkeit 
ausgeschlossen. Wird dem AN, während er in Verzug ist, die Lieferung durch Zufall 
unmöglich, so haftet er mit den vorstehend vereinbarten Haftungsbegrenzungen. 
Der AN haftet nicht, wenn der Schaden auch bei rechtzeitiger Lieferung eingetreten 

wäre. 
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(3) Wird ein verbindlicher Liefertermin oder eine verbindliche Lieferfrist überschritten, 
kommt der AN bereits mit Überschreiten des Liefertermins oder der Lieferfrist in 
Verzug. Die Rechte des AG bestimmen sich dann nach Abs. 2 dieses Abschnitts. 

(4) Die Haftungsbeschränkungen dieses Abschnitts gelten nicht für Schäden, die auf 
einer grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Pflichtverletzung des AN, seines 
gesetzlichen Vertreters oder seines Erfüllungsgehilfen beruhen sowie bei 
Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit. 

(5) Kommt der AG in Annahmeverzug oder verletzt er schuldhaft sonstige 
Mitwirkungspflichten, so ist der AN berechtigt, den ihm insoweit entstehenden 
Schaden, einschließlich etwaiger Mehraufwendungen, ersetzt zu verlangen. Der 
AN ist insbesondere berechtigt, Lagerkosten in Höhe von 0,25 % des 
Rechnungsbetrages der zu lagernden Liefergegenstände pro abgelaufene Woche 
geltend zu machen, max. 15 %. Die Lagerkosten sind höher oder niedriger 
anzusetzen, wenn der AN einen höheren Schaden oder der AG einen geringeren 

Schaden nachweist. Weitergehende Ansprüche oder Rechte bleiben vorbehalten. 

(6) Höhere Gewalt oder beim AN oder dessen Lieferanten eintretende 
Betriebsstörungen, die den AN ohne eigenes Verschulden vorübergehend daran 
hindern, die Leistung zum vereinbarten Termin oder innerhalb der vereinbarten 
Frist zu erbringen, verändern die in Ziffer 1 bis 3 dieses Abschnittes genannten 
Termine und Fristen um die Dauer der durch diese Umstände bedingten 
Leistungsstörungen. Führen entsprechende Störungen zu einem 
Leistungsaufschub von mehr als vier Monaten, kann der Käufer vom Vertrag 
zurücktreten. Andere Rücktrittsrechte bleiben davon unberührt. 

(7) Der AN ist nur zu Teillieferungen berechtigt, wenn 

• die Teillieferung ausdrücklich zwischen den Parteien vereinbart wurde oder 

• die Teillieferung für den AG im Rahmen des vertraglichen Bestimmungszwecks 

verwendbar ist, 

• die Lieferung der restlichen bestellten Ware sichergestellt ist und 

• dem AG hierdurch kein erheblicher Mehraufwand oder zusätzliche Kosten 
entstehen (es sei denn, der AN erklärt sich zur Übernahme dieser Kosten bereit). 

§ 5 Gefahrübergang, Versand, Verpackung, Versicherung 

(1) Die Lieferung erfolgt ab Werk. 

(2) Die Gefahr des zufälligen Untergangs oder der zufälligen Beschädigung der Ware 
geht auch bei frachtfreier Lieferung mit der Übergabe der Ware an das beauftragte 
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Transportunternehmen auf den AG über. Dies gilt auch dann, wenn Teillieferungen 
erfolgen oder der AN noch andere Leistungen (z.B. Versand oder Installation) 
übernommen hat. Bei vom AG zu vertretenden Verzögerungen der Absendung 
geht die Gefahr bereits mit der Mitteilung der Versandbereitschaft über.  

(3) Die Versandart und die Verpackung unterstehen dem pflichtgemäßen Ermessen 
des AN, sofern nicht im Einzelfall ausdrücklich etwas anderes vereinbart wurde.  

(4) Die Sendung wird vom AN nur auf ausdrücklichen Wunsch des AG und auf dessen 
Kosten gegen Diebstahl, Bruch-, Transport-, Feuer- und Wasserschäden oder 
sonstige versicherbare Risiken versichert. 

§ 6 Abnahme 

(1) Ist eine Abnahme der Leistung durch den AG vertraglich vereinbart oder gesetzlich 
vorgesehen, gilt die Leistung als abgenommen, wenn die Lieferung und, sofern der 
AN auch die Installation schuldet, die Installation abgeschlossen ist, und der AN 
dem AG eine angemessene Frist zur Abnahme gesetzt hat und der AG die 
Abnahme nicht innerhalb dieser Frist unter Angabe mindestens eines Mangels 
verweigert hat.  

(2) Die Nutzung des Liefergegenstands durch den AG (z.B. die Inbetriebnahme der 
gelieferten Anlage) gilt ebenfalls als Abnahme, wenn seit Lieferung oder Installation 
6 Werktage vergangen sind und der AG die Abnahme nicht innerhalb dieser Frist 

unter Angabe mindestens eines Mangels verweigert hat. 

(3) Unwesentliche Mängel berechtigten nicht zur Verweigerung der Abnahme. 

§ 7 Rechte am Liefergegenstand  

Der AG erhält das materielle Eigentum an dem Liefergegenstand und der 
Dokumentation. Rechte an dem in dem Liefergegenstand oder der Dokumentation 
enthaltenen geistigen Eigentum werden nur nach gesonderter schriftlicher 
Vereinbarung eingeräumt. 

§ 8 Gewährleistung 

(1) Der AG hat den Liefergegenstand unverzüglich nach Ablieferung, soweit dies nach 
dem ordnungsgemäßen Geschäftsgange tunlich ist, zu untersuchen und, wenn sich 
ein Mangel zeigt, dem AN unverzüglich, spätestens binnen 3 Werktagen Anzeige 
zu machen. Unterlässt der AN diese Anzeige, gilt der Liefergegenstand als 
genehmigt, es sei denn, dass es sich um einen Mangel handelt, der bei der 
Untersuchung nicht erkennbar war. 
Zeigt sich später ein solcher Mangel, so muss die Anzeige unverzüglich, spätestens 
3 Werktage nach Entdeckung gemacht werden; andernfalls gilt der 
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Liefergegenstand auch in Ansehung dieses Mangels als genehmigt. Diese 
Regelungen gelten nicht, wenn der AN den Mangel arglistig verschwiegen hat. 

(2) Angaben zum Gegenstand der Lieferung oder Leistung sind keine garantierten 
Beschaffenheitsmerkmale, sondern Beschreibungen oder Kennzeichnungen der 
Lieferung oder Leistung, es sei denn es ist im Einzelfall ausdrücklich etwas anderes 
vereinbart. Der AN gewährleistet, dass der Liefergegenstand der 
Produktbeschreibung sowie eventuellen weiteren vertraglichen Vereinbarungen 
entspricht. Die Gewährleistungspflicht des AN gilt nicht in Bezug auf Schäden, die 
aufgrund von fehlerhaften Handlungen oder Unterlassungen des AG und dessen 
Mitarbeiter/ Erfüllungshilfen entstanden sind, sowie Schäden, die auf der 
Nichteinhaltung der Bedienungsanleitung oder anderer Vorgaben beruhen. 

(3) Soweit ein Mangel des Liefergegenstands vorliegt, ist der AN nach seiner Wahl zur 
Nacherfüllung in Form einer Mangelbeseitigung oder zur Lieferung einer neuen 
mangelfreien Sache berechtigt. Ersetzte Produkte und Teile gehen in das Eigentum 

des AN über. 

(4) Kommt der AN seiner Pflicht zur Nacherfüllung nicht innerhalb angemessener Frist 
nach oder schlägt eine Nachbesserung trotz wiederholten Versuchs fehl, ist der AG 
berechtigt, den Kaufpreis zu mindern oder vom Vertrag zurückzutreten. 
Weitergehende Ansprüche, insbesondere Aufwendungsersatz- oder 
Schadensersatzansprüche wegen Mangel- oder Mangelfolgeschäden, bestehen 
nur im Rahmen der Regelungen zu Ziffer § 9 dieser Allgemeinen 

Verkaufsbedingungen. 

(5) Die Gewährleistung entfällt, wenn der AG ohne Zustimmung des ANs den 
Liefergegenstand ändert oder durch Dritte ändern lässt und die Mängelbeseitigung 
hierdurch unmöglich oder unzumutbar erschwert wird. In jedem Fall hat der AG die 
durch die Änderung entstehenden Mehrkosten der Mängelbeseitigung zu tragen. 

(6) Ansprüche des AG wegen Sachmängeln verjähren innerhalb eines Jahres ab 
Lieferung oder, soweit eine Abnahme erforderlich ist, ab der Abnahme. Die 
Verjährungsfrist im Falle eines Lieferregresses nach den §§ 478,479 BGB bleibt 
unberührt. 

(7) Eine im Einzelfall mit dem AG vereinbarte Lieferung gebrauchter Gegenstände 
erfolgt unter Ausschluss jeglicher Gewährleistung für Sachmängel. 

(8) Die Verjährungsverkürzung gemäß Ziffer (6) sowie der Ausschluss von 
Sachmängelansprüchen gemäß Ziffer (7) gilt nicht für Schadensersatzansprüche 
aus Sachmängelhaftung (z.B. im Fall einer Verletzung des Nacherfüllungspflicht), 
die auf einer grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Pflichtverletzung des AN, seines 
gesetzlichen Vertreters oder seines Erfüllungsgehilfen beruhen sowie bei einer 
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Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit. Für diese Ansprüche gelten die 
gesetzlichen Gewährleistungsfristen.  

(9) Die Haftung für Beschaffenheits- oder Haltbarkeitsgarantien sowie die Haftung bei 
arglistigem Verschweigen von Mängeln wird durch vorstehende Bestimmungen 
nicht berührt.  

§ 9 Haftung 

(1) Hat der AN aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen nach Maßgabe dieser 
Bedingungen für einen Schaden aufzukommen, der leicht fahrlässig verursacht 
wurde, so haftet der AN beschränkt. Die Haftung besteht nur bei Verletzung 
vertragswesentlicher Pflichten (=etwa solcher, die der Vertrag dem AN nach 
seinem Inhalt und Zweck gerade auferlegen will oder deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und 
deren Einhaltung der AG regelmäßig vertraut und vertrauen darf) und ist auf den 

bei Vertragsabschluss vorhersehbaren Schaden begrenzt.  

(2) Unabhängig von einem Verschulden des ANs bleibt eine etwaige Haftung des ANs 
bei arglistigem Verschweigen des Mangels, aus der Übernahme einer Garantie 

oder eines Beschaffungsrisikos oder nach dem Produkthaftungsgesetz unberührt.  

(3) Die Haftung wegen Lieferverzugs ist in § 4 abschließend geregelt. 

(4) Die persönliche Haftung der gesetzlichen Vertreter, Erfüllungsgehilfen und 
Betriebsangehörigen des AN für von ihnen durch leichte Fahrlässigkeit verursachte 
Schäden ist ausgeschlossen. 

(5) Die Haftungsbeschränkungen dieses Abschnitts gelten nicht bei Verletzung von 
Leben, Körper und Gesundheit. 

§ 10 Schutzrechte Dritter 

(1) Der AN wird den AG gegen alle Ansprüche verteidigen, die aus einer Verletzung 
eines gewerblichen Schutzrechts oder Urheberrechts durch den vertragsgemäßen 
Liefergegenstand und die zugehörige Dokumentation in der Bundesrepublik 
Deutschland oder am Ort der Lieferung hergeleitet werden. Der AN übernimmt – 
sofern ihn ein Verschulden trifft - dem AG gerichtlich auferlegte Kosten und 
Schadensersatzbeträge, sofern der AG den AN von solchen Ansprüchen 
unverzüglich schriftlich benachrichtigt, die behauptete Schutzrechtsverletzung 
nicht anerkannt hat und jegliche Auseinandersetzung, einschließlich etwaiger 
außergerichtlicher Regelungen, entweder dem AN überlässt oder nur im 
Einvernehmen mit dem AN führt. 
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(2) Stellt der AG die Nutzung des Liefergegenstands aus Schadensminderungs- oder 
sonstigen wichtigen Gründen ein, ist er verpflichtet, den Dritten darauf 
hinzuweisen, dass mit der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten 
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist. 

(3) Sind gegen den AG Ansprüche gemäß Absatz 1 geltend gemacht worden oder zu 
erwarten, kann der AN auf seine Kosten den Liefergegenstand in einem für den AG 
zumutbaren Umfang ändern oder austauschen. Ist dies oder die Erwirkung eines 
Nutzungsrechts mit angemessenem Aufwand nicht möglich, kann jeder 
Vertragspartner vom Vertrag zurücktreten. Im diesem Fall wird der AN dem AG die 
gezahlte Vergütung abzüglich eines die Zeit der Nutzung des Liefergegenstands 
berücksichtigenden Betrages zurückerstatten. 

(4) Weitergehende Ansprüche des AG wegen einer Verletzung von Schutzrechten 
Dritter sind ausgeschlossen. Dieser Ausschluss gilt nicht bei Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit sowie nicht bei der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 

Gesundheit. 

§ 11 Anwendungstechnische Hinweise 

(1) Die Gebrauchsanweisungen und Wartungspläne des AN sind allgemeine 
Richtlinien. Sie beruhen auf praxisnahen Erfahrungen des AN und erfolgen nach 
bestem Wissen. Wegen der Vielfalt der Verwendungszwecke des einzelnen 
Produkts und wegen der jeweiligen besonderen 

Gegebenheiten/Arbeitsbedingungen obliegt dem AG die eigene Erprobung. 

(2) Auch bei anwendungstechnischer Unterstützung des AG durch den AN trägt der 
AG das Risiko des Eintritts des von ihm verfolgten Vertragszwecks. 

(3) Aus den vorstehenden Gründen haftet der AN – außer in Fällen von Vorsatz und 
grober Fahrlässigkeit sowie bei Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit - 
nicht für die Richtigkeit der Angaben in den 
Gebrauchsanweisungen/Wartungsplänen sowie für anderweitig erfolgte Beratung, 
es sei denn, die Beratung ist Bestandteil der vom AN geschuldeten vertraglichen 
Leistung. In diesem Fall gelten die Regelungen in § 9. 

(4) Darüber hinaus hat der AG die mit dem Produkt ausgelieferten Warnhinweise zu 
beachten. 

§ 12 Eigentumsvorbehalt 

(1) Der Liefergegenstand bleibt bis zum Ausgleich der dem AN aufgrund des Vertrages 
zustehenden Forderungen Eigentum des AN. Darüber hinaus behält sich der AN 
das Eigentum an dem Liefergegenstand bis zum Eingang aller Zahlungen aus der 

Geschäftsverbindung mit dem AG vor. 
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(2) Bei vertragswidrigem Verhalten des AG, insbesondere bei Zahlungsverzug, ist der 
AN berechtigt, den Liefergegenstand zurückzunehmen. In der Zurücknahme des 
Liefergegenstands durch den AN liegt ein Rücktritt vom Vertrag. Der AN ist nach 
Rücknahme des Liefergegenstands zu dessen Verwertung befugt, der 
Verwertungserlös ist auf die Verbindlichkeiten des AG – abzüglich angemessener 
Verwertungskosten – anzurechnen. 

(3) Der AG ist verpflichtet, den Liefergegenstand pfleglich zu behandeln; insbesondere 
ist er verpflichtet, diesen auf eigene Kosten gegen Feuer-, Wasser- und 
Diebstahlschäden ausreichend zum Neuwert zu versichern. Sofern Wartungs- und 
Inspektionsarbeiten erforderlich sind, muss der AG diese auf eigene Kosten 
rechtzeitig durchführen. 

(4) Bei Pfändungen oder sonstigen Eingriffen Dritter hat der AG den AN unverzüglich 
schriftlich zu benachrichtigen, damit der AN Klage gemäß § 771 ZPO erheben 
kann. Soweit der Dritte nicht in der Lage ist, dem AN die gerichtlichen und 
außergerichtlichen Kosten einer Klage gemäß § 771 ZPO zu erstatten, haftet der 
AG für den dem AN entstandenen Ausfall.  

(5) Eine Weiterveräußerung der Vorbehaltsware ist dem AG nicht gestattet. 

(6) Die Verarbeitung oder Umbildung des Liefergegenstands durch den AG wird stets 
für den AN vorgenommen. Wird der Liefergegenstand mit anderen, dem AN nicht 
gehörenden Gegenständen verarbeitet, so erwirbt der AN das Miteigentum an der 
neuen Sache im Verhältnis des Wertes des Liefergegenstands (Fakturaendbetrag, 
einschließlich Mehrwertsteuer) zu den anderen verarbeiteten Gegenständen zur 
Zeit der Verarbeitung. Für die durch Verarbeitung entstehende Sache gilt im 
Übrigen das Gleiche wie für den unter Vorbehalt gelieferten Liefergegenstand. 

(7) Wird der Liefergegenstand mit anderen, dem AN nicht gehörenden Gegenständen 
untrennbar vermischt, so erwirbt der AN das Miteigentum an der neuen Sache im 
Verhältnis des Wertes des Liefergegenstands (Fakturaendbetrag, einschließlich 
Mehrwertsteuer) zu den anderen vermischten Gegenständen zum Zeitpunkt der 
Vermischung. Erfolgt die Vermischung in der Weise, dass die Sache des AG als 
Hauptsache anzusehen ist, so gilt als vereinbart, dass der AG dem AN anteilmäßig 
Miteigentum überträgt. Der AG verwahrt das so entstandene Alleineigentum oder 

Miteigentum für den AN. 

(8) Der AN verpflichtet sich, die ihm zustehenden Sicherheiten auf Verlangen des AG 
insoweit freizugeben, als der realisierbare Wert der Sicherheiten die zu sichernden 
Forderungen um mehr als 10 % übersteigt; die Auswahl der freizugebenden 
Sicherheiten obliegt dem AN. 
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§ 13 Geheimhaltung 

(1) Die Parteien werden gegenseitige mitgeteilte und als geheimhaltungsbedürftig 
mitgeteilte Informationen technischer oder geschäftlicher Art während der Dauer 
des Vertrages sowie für einen Zeitraum von 5 Jahren nach Beendigung des 
Vertrages geheim halten und Dritten nicht zugänglich machen. 

(2) Die Verpflichtung zur vertraulichen Behandlung gilt nicht für Informationen, die dem 
anderen Vertragspartner bereits vorher ohne Verpflichtung zur Geheimhaltung 
bekannt waren oder die allgemein bekannt sind oder werden, ohne dass der jeweils 
andere Vertragspartner dies zu vertreten hat, oder die einem Vertragspartner von 
einem Dritten rechtmäßigerweise ohne Geheimhaltungspflicht mitgeteilt werden 
oder die von der anderen Vertragspartei nachweislich unabhängig entwickelt 
worden sind oder die vom jeweiligen Vertragspartner zur Bekanntmachung 
schriftlich frei gegeben worden sind. 

§ 14 Schlussbestimmungen 

(1) Rechte und Pflichten aus dem Vertrag dürfen nur mit ausdrücklicher Zustimmung 
des AN an Dritte übertragen werden. 

(2) Sofern der AG Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein 
öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist, ist der Geschäftssitz des AN 
Gerichtsstand; der AN ist jedoch berechtigt, den AG auch an seinem 

Wohnsitzgericht zu verklagen. 

(3) Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland; die Geltung des UN-Kaufrechts 
ist ausgeschlossen. 

(4) Sollten einzelne dieser Bedingungen nichtig oder unwirksam sein oder zwischen 
den Parteien einvernehmlich nicht durchgeführt werden, so wird die Gültigkeit der 
übrigen Bestimmungen nicht berührt. Das gleiche gilt im Fall einer Regelungslücke. 
Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung oder zur Ausfüllung 
der Regelungslücke werden die Parteien eine Regelung finden, die dem 
wirtschaftlichen Zweck der zu ersetzenden Bestimmung in gesetzlich zulässiger 
Weise am ehesten gerecht wird. 

Stand: 03/2018 


